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An unsere Leser. »

Mit dieser Nummer beginnt die Verfassung ihren vierten Jahrgang. Die Redaktion
hofft, von ihren Lesern das Zeugnißzu erhalten, daß»sie«unwandel»bardem Ziele nachgestrcbt
hat, welches sie sich vom Beginn an gestellt hat«namlich dem Ziele, das Verständnis; des
Volkes für die großen Aufgaben, welchees zu losen hat, zu weckenund zu erweitern. Nur
durch Erringimg und Befestigung der ybürgerlichenund wirthsrhaftlichenFreiheitund des Rechtes sind die
unserem Staate gestelltenAufgaben zu losenzdas ist der Grundsatz»welchen wir als unsere Richtschnur
angesehen haben; dieser Grundsatz wird uns anch fernerhin leiten, und geben wir uns der

Hoffnng hin, auch fernerhin Leser zu finden, welche uns treu bleiben in dein Kampfe für Wahrheit
und Recht, welche ja die einzig sichere Grundlage aller Macht und Grössebilden. Wenn wir künftighiu
neben den staatlichen Angelegenheiten auch den Vorgängen der Hauptstadt des Landeseine dem
Raume unseres Blattes angemessene Beachtung schenken, so kommen wir damit nur vielfachen an

uns gerichteten Aufforderungen nach, und hoffen wir, auch bei Behandlung dieserStoffe Gele-

genheit zu finden, allen Wünschen unserer Leser gerecht zu werden,
Jm Hinblick auf die bevorstehenden Wahlen zum Norddeutschen Parlament, bei welchen unse-

rem Volke zum ersten Male Gelegenheit gegeben wird, sein Wahlrecht in der Weise auszuüben,
wie es die entschieden liberale Partei schon seitJahren gefordert hat, ersuchen wir unsere Leser,
für eine möglichst große»Verbreitung unseres Blattes in ihren Kreisen sorgen zu wollen.

Die Versendung unseres Blattes nach a»uf;erhalbfindet am Sonntag mit dem Abendzuge
statt; in Berlin wird dasselbe am Montag fruh ausgegeben und werden die neuesten Nach-
richten, welche Sonntags eingehen, in dem Blatte Aufnahme finden· Da der Preis un-

verändert bleibt, so wird unser Blatt fortan die billigste Moiitagszeitung sein, und dürfte sich be-
f0«UdersDeneU empfehlen, Welche eine nur sechs Mal wöchentlich crscheinende Zeitung halten.

Wir bitten, die Abonnements möglichstrechtzeitig bei den Postanstalten anzumelden, da

sonst die vollständige Nachlieferung der erschienenen Exemplare nicht versprochen werden kann.
Der vierteljährliche Abonnementspreisbeträgtbei allen preußischenPostanstalten 472 Sgr.,

bei den übrigen deutschen Postanstalten 73X4Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenstraße27.
472 Sgr., bei sämmtlichenZeitungsspediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Jnserate, welche
bei der roßen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die gespaltene
Petitzeile 2 Sgr.; bei öfterer Wiederholung wird ein angemessener Rabatt bewilligt.

Zu den Parlainentswahlen
Jn wenigenWochensteht unserem Volke eine große

Aufgabe bevor, es soll am Wahltisch das befestigen
helfen, was durch das Blut unserer Brüder im Sommer
des Jahres 1866 aufgebaut worden ist. Man halte
diese Aufgabe für keine leichte, man meine nicht, die

Regierun , welcheja alles gemacht habe, werde das be-

gonneiie Elterknun auch vollenden können,gleichviel,ob
das Parlament so oder so zusammengesetztsei· Die-

jenigendie solchesglauben, befindensich entweder sehr
im Jrrthum, oder sie haben eine ganz falscheVorstellung
von der Frucht, welche aus der blutigen Saat des

vorigen Sommers reifen muß.
Allerdings hat«vor noch nicht langer Zeit ein Mit-

glied jener Partei, welche sich die konservaiioe nennt,
gesagt, seine Partei sei für das allgemeine gleicheUnd
direkte Wahlrecht, weil siehoffe, die Wahlen würden zu
Gunsten dieser Partei ausfallen, aber wenn durch die

Lässigkeitdes Volkes dieseHoffnung in Erfüllung geht,



so wird man auch sehen, wie richtig die Antwort war,
welcheJenem geworden.
Wahlen ein »konservatives«Parlament geben,aber was
soll die Regierung mit einem solchenParlament an-

fangen?
Was soll die Regierung mit einem solchen Parla-

ment anfangen? Diese Worte beherzigeman, und man

wähle so, daß das Parlamentnicht nur der Regierung
die Möglichkeitgewahrt, etwas mit

· ihm anzufangen,
sondern daß cs auch selbstweiß,was es anzufangen hat,
damit etwas ordentlicheszu Stande kommt.

Was zu Stande gebracht werden soll, das sollte
eigentlichjeder verständigeMann wissen; wir lassenhier,

um noch einmal unsern Lesern das ins Gedächtnißzu-
ruckzurusen,was wir für die AufgabePreußens und des

Parlaments halten, einige Stellen aus der Rede folgen,
WelcheDr. H. B. Oppenheim in Berlin vor einer von

etwa 5000 Menschen besuchten Volksversammlungüber
diesen Gegenstand gehalten hat:
»Wir halten«, so sagte er »noch heute an der Ueber-

zeugnng fest, daß das Einheitswerk nur auf dem
Boden der Freiheit fest wurzeln kann; die großen
Ereignissedes vergangenen Sommers, welche wir mit Freuden
begrüßen,haben uns-darin nicht widerlegt. Der Erfolg be-

weist viel, er beweist nicht Alles. Das System des großen
Staatsmannes, der Preußens Geschickeleitet, trifft nur die
eine Hälfte der Aufgabe, die andere ist der liberalen Partei
anvertraut. Hätte die preußischeRegierung es nicht sorg-
lichst verschmäht, um die Herzen des deutschen Volkes zu
werben, wäre Preußen in Deutschland populär, sohätte die

französischeDiplomatie keinerlei Einmischung versuchen
dürfe-ti,wir hättennimmermehr an der Mainlinie stehenblei-
ben müssen,wir wären nicht in den annektiiten Ländern zu
Maßregelnder Strenge genöthigt,die uns selber wehe thun;
ja, wir hätten nicht einmal das Kriegsrecht auf die, aller-
dings einst widerrechtlichoktroyirten, Verfassungen der anneks
tirten Länder anzuwenden gebraucht, weil die Landtage dann

selbst für Einverleibung in Preußen gestimmt hätten.«
Und über die Verfassung des künftigendeutschen

Staates, welche das Parlament feststellensoll, sagte er:
"

»Die künftigen Parlamente müssen beschließende
Stimmen haben. Wir denken uns ein Volkshaus ohne so-
genanntes Staatenhaus, das der einheitlichenCentralgewalt
als einheitliche Nationalvertretungmit starken Befugnissen
gegenübersteht Denn man stützt sich nun auf Das, was

auch widersteht. Eine Erste Kammer, ein Staateuhaiis
würde nur zur Befestigung des Partikularismus und zur

Neubelebungder bundestäglichenUnordnung dienen. Das

künftigeParlament wird mit den Einzel-Landtagen gewisse
Befugnissetheilen, aber nicht mit ihnen konkurriren. Es

muß dafur gesorgtwerden, daß die Reaktion nicht zwischen
zwei solchetifKotperschaftenZwickmühlchenspiele.
»Die Oentralgew alt wollen wir als eine wirkliche

Regierung mit Hoheitsrechten.Sie soll über ein einheitliches
Heer verfügen, das nicht aus bloßenKontingenten besteht.
Ebensowenig darf unser Steuersystemauf bloßeMatrikular-

beiträge»begründetwerden; denn an Kontingenten und Ma-
trikeln ging das deutscheReich zu Grunde, mit Kontingenten
und Matrikeln hat man eine Bundesarmee, wie sie sich im

letzten Kriege so unsterblich blamirt hat, —- kein Volk in

Waffen!
»Aus dem Allen folgt mit Nothwendigkeitdas Steuer-

Möglich«,so hießes, daß die-
verweigerungsrecht des Parlanientes, und von da

aus denn auch eine liberale Revision der Einzelverfassungem
— Ferner verlangen wir ein deutsches Reichsburgerrecht
mit allen Rechten, die daraus folgen, als PreßfreizeihVer-
einsrecht, Freizügigkeitund»Gewerbefreiheit.O ne eine
solcheVerschmelzungder Bevolkerungen bleibt das Einheitss
werk auf dem Papiere stehen.

—- Alkchder Zollverein
gehört in die Verkehrsverhältnisseunseres Bundesstaates;
wir können nicht gesonnen sein, auf diesem Gebietedie alte

Bundestags-Misåre und das libekum veto JedesDnodez-
staatchens fortzusetzen; wird er erst von Berlin aus kon-

stitutionell geleitet, so müssendie Staaten des»deutschen
Südens, welche den Zollverein nicht entbehren konnen, sich
auch zur bundesstaatlichen Einigung entschließen.Es- ist
nicht so schwer,den Süden heranzuziezew»bieten«w»1rihm
nur eine gute Verfassung, so wird die inheitsparteijenseits
der Mainlinie bald überall die Oberhand gewinnenl«

Das sind die wesentlichenForderungen, welchedas

Parlament fest begründensoll, und damit es dies kann,
möge sich das ganze Volk einmüihigan der bevorstehen-
den Wahl betheiligen; möge jeder an den Wahltisch
eilen, um seineBürgerflichtzu erfüllenund einen Mann

zu wählen,welcher ihm geeignetscheint»,an dem hohen
Werke mitzuarbeitenund es auch zu fordern.

Politische Wocheuschau.
Preußen. Endlich ist in Bezug auf den den hiesigenBe-

rathungen unterbreitrten Verfassungsentwurf für-den
norddeutschen Bund eine ofsiziöseMittheilun gemacht
worden, welche allerdings auch nur sehr wenig miit eili, aber
doch einige frühere irrige Mittheilungen berichtigtx Diese
Mittheilung lautet: Jn dein Entwurf der Verfassungfür
den norddeutschenBund ist dem Stimmverhältnißfür den

Bundesrath in dem preußischenEntwurf nicht das Verhält-
niß der Stimmenvertheilung, wie es für den engeren Rath
des ehemaligenBundestages bestand, sonderndas des Plenums
jenes Kollegiums zu Grunde gelegt. Zweitens ist die für den

einzelnen Mann des norddeutschenBundesheeres zu zahlende
Rate auf 225 Thaler, nicht auf 220 Thaler jährlichfestge-
stellt. Drittens ist in dem preußischenEntwurf allerdings
für den künftigenReichstag die Ausschließung der Be-
amten vorgeschlagen, eine Ausschließung,die ja auch in

England, welches doch als konstitutionellerNormalftaat gilt,
in Hinsicht auf die Staatsbeamten, niit wenigen Ausnahmen,
stattsindet. Auf das zunächsteinzuberufende norddeutsche
Parlament, mit welchem die Verfassung vereinbart werden

soll, findet diese Propositioii aber natürlich noch keine An-

wendung, da dies Parlament nach dem ReichswahlgesetzVOZI
1849 gewältwird, welchesdie Beamten von der Wahlbarkekt
nicht ausschließt.Endlich ist zu bemerken, daßder preußische
Verfassungsentwurf nicht, wie einigen «Blattern geschrieben
wird- aus 12 Abtheilungen mit 64 Paragraphen, sondern
aus 13 Abtheilungeninit 69 Paragraphen besteht. Wahr-
scheinlichrührt der Jrrthum in letzterer Hinsicht daher-, daß
einem früherenEntwurf späternochBestimmungenüber das

Posi- und Telegraphenwesenhinzugefügtworden siiid.«
Wir wollen nur kurz hinzu bemerken, daß uns die Ein-

richtung eines Bundesrathes, sei es init deni einen, sei es

mit dem andern Stimmverhältniß,welcher durchseine Be-

schlüsseden König majorisiren kann, keine glücklichgetroffene
Bestimmung zu sein scheint. Was den Kostenpunkt der

Armee anbelangt, so ist für uns nicht die Frage: Soll ein

Mann jährlich220 oder 225 Thlr. kosten,wichtig, sondern
die Frage, ob ein No rmaliBudget aufgestelltwerden soll,



welches der Volksvertretungauf Jahre hinaus ihr wichtigstes
Recht nimmt. Was nun den Ausschlußder Beamten km

der Wahl anbelangt, so ist diese Frage schon so oft be--

sprochemdaß wir glauben, Jedermann in Pl'e1lße1»1-der sich
ein unabhängigesUrtheil bewahrt hat, ist der Meinung, daß
eine solche Ausfchließungvon Seiten der Regierung in
keiner Weisezu rechtfertigen ist.

Ueber den Zusammentritt des norddeutschen Parla-
mentes und die Wahlen dazu bringt das ossiziöfeBlatt

folgende Mittheilung: »Die preußischeRegierung hat die

Mitgliederdes norddeutschenBundes von ihrem Entschlußin

Kenntnißgesetzt, das Parlament zum 15. Februar d. J. ein-

zuberufen und eine Anzahl Regierungen bereits ihre Ueber-
einstimlmlng mit diesem Entschlusse des preußischenKabinets

ausgesprochen PreußifcherSeits sind alle Anstaltengetroffen,
um die Wahlen zum Parlament nachMöglichkeitzu beschleu-
nigen. Aus dem Ministerium des Innern ist das Wahl-
Reglement den Landräthen und den Bürgermeistern der
Städte direkt, nicht wie es sonst zu geschehenpflegt durch
Vermittlung der Beiirksregierungemzugefertigt worden. Jn
einer Ministerialverfügungwerden gleichzeitigdie Behörden
aufgefordert,die Vorbereitungzu den Wahlen auf alle Weise
zu beschleunigenund namentlich die Abgrenzung der Wahl-
bezirke,die Ernennung der Wahlvorständeund die Aufstellung
der Wählerlisten unverzüglichzu veranlassen, damit am 15.

Januar die Auslegung der Listen überall beginnen könne.
Wo der Einhaltiing dieses Termins etwa Schwierigkeitenent-

gegenständemsoll darüber schleunigstan das Ministerium
·ericb.tet werden. Jn dieser Verfügung ist noch besonders
darauf aufmerksam gemacht, daß die nach alvhabetischer
Ordnung anziifertigendenWählerlistenin den Städten in
erster Linie nach der alphabetischenReihenfol e der Straßen
abzufassen, dann innerhalb der Straßen die Bäusernach der

Folge ihrer Nummern und drittens innerhalb der Häuser
wieder die in jedem Hause wohnenden Miether in alpha-
betischerReihenfolge auszuführenseien. Ferner ist bemerkt,
daß auch die Miliärpersonen,sofern sie wahlberechtigt,in die

Wählerlisteaufzunehmen sind. Was die Stimmzettel betrifft,
sv soll es Unter Festhaltungder darüber in dem Wahl-
Reglement enthaltenenBestimmungen,dochim Uebrigen jedem
Wählerüberlassenbleibenz in welcher Weise er dieselbe
abgiebt, so daß also ebensowohlgedruckte, wie geschriebene
Stimnizettel zulässigsein werden«
»
Gegenüberdieser ofsiziöseiiMittheilunghaben wir wesent-

lich unsere Bedenken gegen die Zulassung gedruckter
Stiniinzettel geltend zu machen, da solche, selbst bei aller

angewandtenVorsicht, doch immer kenntlich sein werden, so
daß dadurch die geheimeAbstimmung gewissermaßenin eine

öffentlicheverwandelt wird.

Bei dein nahen Termin der Auslegung
listen ermahmen wir alle Wahlberechtigten

sichdzu überzeugen,ob ihre Namen in der
in .

der Wahl-
recht dringend,
Lifte enthalten

Die Wahlbewegung im Lande ist im Zunehmen
begriffen;in der letzten Woche sind wieder in sehr vielen
Orten Versammlungenabgehalten und Komite’s gebildet wor-

den. Man fängt auch in den einzelnenBezirken schon an,

sichüber die Person der aufzustellenden Kandidaten zu ver-

stakidigemMöge iiian nur allenthalben bestrebt sein, solche
anner zu wählen,welche unabänderlichfesthaltenam Stre-

ben nach Freiheit und Recht, und welche die Gewißheitbie-
ten, daß sie das hoheZiel der Begründungder Freiheit in

Preußenniemals aus den Augen verlieren.

Mit der Publikation des Gesetzes über die Einverleibung
SchleswigiHolsteinshaben die ErrungenschaftenPreußens in

dem glorreichenKriege des letzten Sommers einen formellen
Abschlußerhalten. Es stellt sich jetzt, um es kurz zu wieder-

holen, die Veränderung des Preußischen Staats-

gebietes im Laufe des denkwürdigen Jahres 1866
in folgenden Zahlen heraus: Das Königreich Preußen
(einschließlichder HoherizollerschenLande, des Jahdegebiets
und Laueuburgs) enthielt bis 1866 ein Gebiet von 50863X4
Quadratmeilen mit 19,304,843 Einwohnern. Dazu sind
durch die Siege und Erfolge dieses Jahres hinzugekommen:
Harmva - — « « — Mit 6983X Q.-M. nnd 1,923,492 Einw.
Kurhessen . . . . ·

- 1723,-«4 - - 737,283 -

Nassau . . . . . .
- 85 - - 466,oi4 -

Frankfurt . . « . .
- 11,-"«2 - - 89,837 -

Schleswig-Holsteiii - 32072 - - 960,996 -

BairischeAbtretungen 10 - - 32,976
HessensDarmstädtische

Gebiete . . . . .
- 20 - - 75,102 ·

Das jetzige Preußifche Gebiet beträgtalso:
638«5!.""2Q.-M. mit 23,590,543 Einw.

Der Zuwachs im Jahre
1866 . . . 1308574 - - 4,285,700 -

Die liberale Partei in Preußen hat im Laufe der letzten
Woche zwei wackere Männer verloren. Jn Lübbecke ist der

frühere Abgeordnete R. Barre gestorben, und in Berlin
der Kammcrgerichtsratha. D. R. v. Hejrfort

Aus Schleswig-Holstein liegt eine Proklamation des

Herzog Friedrich vor, in der er,» unter Wahrung seiner
Rechtsansprüche,die SchleswigsHolsteinerihrer Verpflichtun-
gen gegen ihn entbindet.

«

Jn Hannover scheint die Mehrzahl der Offiziere lich
entschlossenzu haben, in preußischeDienste zu treten. «

Jn Nassau beabsichtigtdie Regierung die Jagdge-
rechtigkeit auf fremdem Grund und Boden aufzuheben.
Soweit der Fiskus selbst diese Jagdgerechtigkeit besitzt, soll
auf jede Entschädigungverzichtet werden·

Jn Frankfurt—a. M. befleißigtrnau sich noch immer,
eine großeAbneigung gegen Preußen zur Schau zu tragen;
wir glauben jedochnicht daß das lange anhalten wird.

Norddeutsche Bundesstaaten. Jn Sachsen hat die

Regierung den Kammern eine Vorlage gernach»t,aus der her-
vorgeht, daß der Krieg diesesSommers dern sächsischenVolke

2172 Million Thaler kostet. Das macht auf den Kopf der

Bevölkerung83J4 Thaler. Eine etwas harte Bestrafung des
Volkes für die Spezial-Vergnügungendes Herrn v. Beust.

Jn Sachsen-Coburg erhältsich das Gerücht, daß der

Herzog Ernst seiner Krone zu Gunsten Preußens entsagen
wollte. Sein Erbe ist der Prinz Alfred von England, uud

glauben wir nicht, daß derselbe-einemsolchenVorhaben große
Schwierigkeitenin den Weg legen würde-.

'

Jn Mecklenburg hofft die liberale Partei trotz der

ungünstigenBestimmungen des Wahlgesetzestnund des Wahl-
reglements doch einige liberale Kandidaten sur das norddeut-

scheParlament durchzusetzen
»

Oesterreich. Das Budget fur 1867 ist publicirt wor-

den. Dasselbe schließt,wie schon thelegraphischmitgetheilt,
mit einem Defizit von etwa 27 Millionen Gulden ab. Wie

groß aber wird dieses Defizit in Wirklichkeit sein? Diese
Frage läßt sich schwerbeantworten. Jni vorigen Jahre waren

bei Ausbruch des Krieges nach dein Bericht des Finanzwi-
nisters nur noch 3 Proviuzen steuerfähig,und selbst wenn der

Frieden erhalten worden wäre, so würdendie Einnahmenvor-
aussichtlichum 40 Millionen Gulden«hinter den sehr gering
veranschlagten Einnahmen zurückgebliebensein. ·

Daß bei

solchenFinanzständennicht an eine gedeihlicheEntwickelungdes

staatlichenLebens zu denken ist, liegt auf der Hand, und es
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ist auch von dem neuen Versuch der Einführung einer
Art von Konstitutionalismus in den Ländern diesseits der

Leitha kein irgendwie ersprießlichesResultat u erwarten.

Es ist schon jetzt aus dem publicirten Gesetz ersichtlich,daß
die DeutschenOesterreichsin dem neuen Reichstage vollständig
von den Slaven unterdrückt werden müssen, ein Verhälniß,
welches die völlige Auflösungdes österreichischenKaiserstaates
nur beschleunigenkann.

Wie es mit der Volksbildungin Oesterreich steht, davon

giebt eine Petition aus Tyrol Kunde, welche die Regierung
bittet, dem verderblichenTreiben der Telegraphen entgegenzu-
treten.

Frankreich. Die friedliche Neujahrsrede des Kaisers
findet ihre Erklärungund zugleicheine Bürgschaft, daß sie
ernstlichgemeint ist, in der großenAbneigung des Volkes

gegen die vorgeschlageneMilitair-Reorganisation. Jn
Fol. e dieser Abneigung soll der Kaiser selbst schon eine ganze
Reihevon Abänderungsvorschlägenausgearbeitet haben.

Italien. Die italienische Regierung hat von der türki-
schenRegierung wegen des Conflictes eines Postdampfers mit

einem türkischenKriegsschiff in einer so entschiedenen Weise
Genugthuung gefordert, daß man vielfach der Ansichtist, es

werde dies zu Verwicklungenführen, welchedie Einmischung
der Großmächte in die orientalischeFrage zur Folge haben
können.

England. Am Schluß des Jahres ist ein Theil des

Krystallpalastes niedergebrannt. — Die fenische Bewe-

gung ist noch immer im Zunehmen. Die Regierung hat
jetzt auch ernstliche Anstalten getroffen, um Kanada gegen
einen möglichenEinfall der Fenier sicher zu stellen, und ist
der englischeGesandte in Nord-Amerika angewiesen worden,
in «der allerentschiedensten Weise von der Regierung von

Nord-Amerika die Beobachtung der strengsten Neutralität zu

fordern.
Spanien. Das alte Jahr ist mit einem Staatsstreich

in bester Form geschlossenworden. Die Kammern sind aus-
gelöstworden, und die Regierung hat gleich darauf eine An-

zahl von Abgeordneten verhaften und nach den kanarischen
Jnseln transportiren lassen. Natürlichist dadurch der Thson
der Königin Jsabella nicht sehr befestigtworden« Jn den

nächstenWochen will sie den König von Portugal besuchen,
wahrscheinlich um ihn zu .bestimmen, dem Andrängen der

Bevölkerung, die ganze Halbinsel unter seinem Scepter zu
vereinigen, noch recht lange zu widerstehen. Wir glauben
nicht, daß ihre Reise von Erfolg sein wird. Die Frucht
ist reif und muß nächstensdem Könige von Portugal in den

Schooß fallen.
Nord-Amerika. Wie es heißt, soll jetzt doch die Ab-

sicht, den Präsidenten Johnson in Anklagezustand zu

versetzen, zur That werden. Die allgemeine Volksstimmung
in den vereinigten Staaten ist ganz entschiedengegen den

Präsidenten, welcher sich durch sein Liebäugelnmit den

Sclavenhaltern um seine ganze Popularität gebracht hat.
Das Volk in Nord- Amerika hält fest an dem einmal als

richtig anerkannten Grundsatz, daß der Preis des vierjährigen

thsrsipfes
vor Allem die Abschaffung der Sclaverei sein

mu e.

Neueste Nachrichten.

Pest, 4. Januar. Dem Pesti Naplo wird aus Wien

geschrieben,daß, wenn das Elaborat der Siebenundsechziger-
Commission dem OlovembersReikriptnicht geradeer wider-

derspreche, ein selbstständigesungarisches Ministerium werde

bewilligt werden. Dem außerordentlichenReichsrathe werde

die Regierun formulirte Vorschläge,den Hauptpunkten des

Fünfzehner- laborats entsprechend, vorlegen, jedoch Delegas
tionen ad hoc weder beantragen noch perhorresciren. Den

Rgchörathöwahlen
werde eine politische Amnestie voraus-

ge en.
»

Pest, 4. Januar. Hon zweifelt nicht, daß das Prinzip
der allgemeinen Wehrpflicht und das daraus fließendeSystem
auf jedem ungarischen Landtage, welcherdurch die Anwesen-
heit einer verantwortlichen ungarischenRegierung Iegitlative
Fähigkeitbesitzenwird, aus keinen Widerstand stoßenwerde,

Jn der Besprechung der Finanzvrrlage sagt dasselbeBlatt
die 400 Millionen Staatsnoten seien für Ungarn nach sechz-
zehnjährigerVerarmung wohlthuend gewesen. Die Einbe-

rufung der transleithanischenVertretungen begrüßtHon mit

der aufrichtigstenFreude.
Dresden. Es verlautet, der König von Preußen werde

in nächster Woche unserem Könige seinen Gegenbesuch
abstatten. (N. fr. Pr.)

Aus Berlin.

= Die Feietlichkeiten bei dem 60jährigen Militärs

Jubiläum des Königs ssind in keiner bemerkenswerthen
Weise in die Oeffentlichkeitgetreten. Von den alten preu.
ßischenKriegern ist dem Könige ein 60 Blätter zählender

oldener Lorbeerkranz überreichtworden; von Seiten der
lrmee ist dem Könige eine silberne Ehrensäulegewidmet

worden. Mittags war Gala-Diner, zu dem außer den fürst-
lichen Personen, den Minister-n und den hohen Militärs auch
die Präsidenten beider Häuser des Landtages, der Ober-Bür-

germeister und der Stadtverordneten-Vorsteher von Berlin
so wie die sechszehn Soldaten und Unteroffiziere geladen
waren, welche im letzten Kriege das goldeneMilitäriVerdiensti
kreuzerhalten haben.

= Jn der Stadtverordnetenversammlung ist
nach Einführung der neugewähltenMitglieder der frühere
Vorsitzende, Kochhann, wiedergewähltworden.

= Wie es heißt, trägt man sich an maßgebenderStelle
mit dem Plan einer durchgehendenguten Pflasterung der
berliner Straßen. So freudig wir dies auch begrüßen
würden, so erscheint es uns drch wünschenewerth,daß man

erst darüber schlüssigwerde, den Plan einer vollständigen
Kanalisation ganz fallen zu lassen, und Berlin nur mit einem

vollständigenSielsystem zu versehen, durch welches die übel-

riechenden und gleichzeitigden Verkehr störendenRinnfteine
beseitigt werden.

= Aus dem Berliner Vereinsleben. Die Woche
zwischenWeihnachten und Neujahr ist kein glücklicherZeit-
punkt für die Uebersichtdes Berliner Vereinslebens, die wir
mit dieser Nummer eröffnen wollen. Das Christfest mit

seinen mannigfachenVorbereitungen und Nachwirkungenlenkt
den Blick von dem allgemeinen öffentlichenauf das indivi-
duelle Leben, von den Angelegenheiten des Staates auf die
der Familie ab. Daher sind die Vereine, wenn sie nicht
ganz feiern, kurz vor und nach Weihnachten und Neujahr
wenig besucht. Um so reger aber blüht das Vereinsleben
dann auf und treibt frischeBlüthen.

Jn dem begonnenen Jahre aber ist es eine brennende

Frage von nationaler Bedeutung, welche alle Berliner Ver-

eine in Bewegung setzenwird. Die Wahlen zum Nord-

deutschen Parlament sind vor der Thür und stehen auf
der Tagesordnung für die Versammlung eines jeden Bezirks-
vereins. Denn wenn man auch gerade in Berlin an den

Zusammentritt des NorddeutschenReichstages keine allzugrcße
Hoffnungen knüpft, so begreift man doch allenthalben, daß

Hierzu eine Beilage.



Beilagezii Nr. 1. der »Verfassung«vom 7. Januar. 1867.
die möglichststarke Betheiligungbei den Wahlen eintreten

muß, uin der Gefahr zu begegnen,daß das Parlamentzum

Werkzeugeder Reaktion werde. Die rühtigsteThau kelt der

freisinnigen Partei ist aber um so dringender,als ich aller
Orten eine zwar geräuschloseaber desto einschneidendereThä-
tigkeit der konservativenPartei entwickelt. Jin 2. Berliner-

Reichswahlbeirk ist von einem konservativen Verein der Ge-
neral Molt e als Kandidat für den Reichstag aufgestellt
worden. Wir glauben nicht, daß die Partei damit, daß sie
den hochveidientenHelden in den Kampf der Parteien zieht,
sichund ihm einen großenDienst erweist; sie setzt den Helden
von Königgrätzgerade bei der Berliner Bevölkerung,die in

schärfsterWeise zu kritisiren und das Verdienst des Gene-
rals von der Befähigungdes Abgeordneten so gut zu trennen

weiß,nur einer unnützenNiederlageaus.
,

«

Am Freitag fand bereits in dein Friedrich-Werber-
schen Bezirk, welcher den 14., 15. und 16. Stadtbezirk
umfaßt, eine Versammlung der Wähler statt, welche die

Wahl von freisinnigen zuverlässigenVertrauensmänner-n vor-

nahinen, die spätermit den von den übrigen im I.-Reichs-
tags-Wahlbezirk ewählteii Vertrauensmännern zusammen-
treten und die weitere Agitation in die Hand nehmen wer-

den. SämmtlicheVertrauensmänner mußtensich verpflichten
nur für die Wahl solcherMänner zu Reichstags-Abgeord-
neten zu wirken, welche entschlossen seien, kein bestehendes
Volksrecht aufzugeben. Ein Redner sprachsich unter großem
Beifall dahin aus, daß die deutschenGrundrechte in die

Bundesverfassungaufgenommenwerden müßten.
Jn dem Bezirks-Verein des Köpeniker Stadt-

theils, welchsr an demselbenAbend Sitzung hielt, befand
sich zwar die Parlamentswahl nicht auf der Tagesordnung,
aber weder die vorzunehmenden Vorstandswahlen, -noch die

sonstigen inneren Angelegenheiten des Vereins konnten es

verhindern, daß nicht wenigstens bei Eröffnung des Frage-
kastens die Parlamentswahlen zur Sprache kamen. Der

Vorsitzende theilte mit, daß von Seiten des gewähltenCo-«
miter die Versammlungen zur Wahl der Vertrauensmänner
in allernächsterZeit berufen werden würden. Von einein

Vereinsmitgliede wurde darauf hingewiesen,daß man sich zu-
nächstüber das Prinzip für die Wahlen und erst später auf
Grund des festgestelltenPrinzips für einen Namen sich ens-

scheiden sollte. Von verschiedenenSeiten wurde dem wider-
sprochen, da »es weit leichter sein werde, sich über einen
Namen als Uber das Prinip zir einigen, es komme aber

überhauptnur darauf an, festeund entschlossene Männer zu
wählen. Als aberdabei von verschiedenenSeiten auf Jo-
hannJacoby hingewiesenwurde, bemerkte der erste Redner,
Johann Jacobh ware»keinbloßerName, sondern ein Prinzip.

Der LouisenstådtischeBezirks—Bereinhielt gleich-
falls am Freitag Abend eine Sitzung, in der er sich mit den

Parlamentswahlen beschäftigteAls Candidat für den III.
Berliner Wahlbezirk wurden Dr. Johann Jacoby nnd
Moritz Wiag ers vorgeschlagen. Die Versammlungsprach
sich in ihrer Mehrheitfür Joh. Jaeoby aus. Es wurde be-

schlossen,in einer demnächstabzuhalteiidengrößeren Ver-

sammlungdes ganzen Wahlbezirksnur diese beiden Cqudi.
daten in Vorschlag zu bringen, und iii erster Linie für die

Wahl Jacoby’szu wirken.

Vermischtes.
's- Jii England hat wegen der allgemeinenGeschäfts-

stockung in den meisten Fabrikeii und in den Bergwerken

eine Lohnherabsetzung stattgefunden,resp. soll eine solche
stattfinden Jn den Eisenwerkenin der Grafschaft Wales
haben die Arbeiter ruhig zu den niedriegern Sätzen die Ar-
beit fortgesetzt, da sie, Dank der vollständigenAssoziationss
freiheit- hinlänglichüber die Verluste aufgeklärtworden sind,
welche die Fabriken seit einem halben Jahre erlitten haben. ———

Jn den Baumwollenfabriken hat dagegen die Anküiidigung
der Lohnherabsetzunggroße Aufregung hervorgerufen, doch

hoff;Man, daß sich Fabrikbesitzerund Arbeitgebereinigen
wer en.

's JU den Zeitungen Machtu jesst Angaben über Mexiko
und die dortigenZuständedie Runde, welche einem Werke
des Abbå Domenächeüber dieses Kaiserreichentnommen sind.
Die mitgetheiltenCharakterziigesind recht ergötzlich,wenigstens
für den, der fern von Mexiko weilt, ob sie aber richtig sind,
möchten wir nach den früheren Proben, welche der Abbe
Dornenåchevon seiner Beobachtungsgabegelieferthat, be-

zweifeln. Der hochgelehrteHerr Abbe debutiite nämlichvor

einigen Jahren mit einem »Buch der Wilden«. welches
uns gar sonderbare Aufschlüsseüber die Ureinwohner Mittel-
Amerikas bringen sollte, und welches auch in Frankreich
großes Aufsehen machte und dem Herausgeber großesLob
für seine scharfsinnigen Erklärungen der bis dahin unbe-
kannten Schriftzeichen brachte. Vor der deutschen Kritik
konnte das Werk des hochgelehrtenAbe aber nicht bestehen;
sie fand sehr schnellheraus, daß das Manuskript, welches der
Abbå herausgegeben und erläutert hatte, weiter nichts war,
als das Zeicheiibuch eines kleinen Sohnes deutscher Aus-

wandere·e,welcher seine Zeichnungenin unbeholfeneii Zügen
mit deutschenUnterschriftenversehen hatte, die die Bedeu-
tung derselben angeben. Also Vorsicht in Bezug auf jene
Schilderungen Mexikosl

-s- Es ist fast nur die englische Regierung, welche einigen
Eifer in der Unterdrückiiugdes Sklavenhandels beweist.
Aber auch ihre Maßregeln sind höchstunzulänglich;denn
unter den Schiffen, die auf die schiiellsegelndeiiSklaven-
bändler Jagd machen sollen, befinden sich die ältestenund

schl-chtestenFahrzeugeder englischenMariae. Eine verhältniss-
mäßiggeringe Anzahl verruchter Eure-pä.erfühlt-dabeiihre
Schandthaten fortwährendmit denn besten »Erfolgeaus.

Die eingerorenen Stämme, ohne an eine gemeinsameAbwehr
zu denken, veriheidigen nur ihre einzelnen Ortschaften und

werden so den mit europäischenFeuerwaffen bewehrten
weißen Barbaren ein leichtes Opfir Die eingefangenen
Unglücklichenerdulden die schrecklichstenGrausamkeiten, denn

obgleich in der Havannah hoch bezahlt, ist der arme Schwarze
an seiner heiiiiathlichenKüste doch entsetzlich»wohlfeil«.Noch
in jüngsterZeit hatte ein portugiesischerHandlermit einem

Hause in Bearb-on einen Kontrakt zur Lieferuttgvon 2000

Schwarzen abgeschlossen,die iii zwei Eliaten biiinnen neun

Monaten eintreffen sollten. Das erste Tausend war bereits

verschifftund das zweite an der«.5iiiste«zur Eiiischisfungbe-
reit, als die unerwartete Nachrichteintraf, das Haus in

Bourbon habe seine Zahlungenringestelli. Da der Lieferant
erade von anderer Seite keine Bestellungen hatte und

i’bellsmisiel thPUek wakell, so jagte er einfach die Unglück-
lichen Menschen fort, die von Hunger und« Elend getrieben,
die portugiesischeNiederlassung belästigtenund von den

Soldaten wie wilde Thire niedergeschossenwurden. Solche
Gräuel kommen durchaus nicht selten vor, zu einer Zeit,
wo das civilisirte Europa »der beruhigenden Ueberzeugung
lebt, der Menscheiihandelsei ausgerottet.



Anzeigen.
Für das mit dem l. Januar 1867 beginnende neue Quartal sei

zum Abonnement bestens empfohlen das
»

Sonntags-Blatt
für Jedermann aus dem Volke.

Begründet von Otto Nuppins.

Herausgegeben von Friedrich Spielhagen.

Erscheint jeden Sonntag in einem Bogen gr. Quart in ele-

antester Ausstattung. Preis vierteljährlichbei allen Buchhand-
niigen und Poftämtern 9 Sgr.

Der Inhalt des Sonntags-Blattes besteht in:

I) Original - Novellen der bewährtesten Autoren, wie

Friedrich Spielhagen, CarlHeigel, AdolfStern,
Friedrich Friedrich, Alfredv Meißner, Ludwi

Ziemssen, Maria v. Roskowska, Sophie Verenau. L.

-2) Einem fortlaufenden Album von Ori inalgedichten
oder mustergültigenUebersetzungen fremder Poesien

B) Schildernngen aus der Zelt, die als Commentare zur
Zeitgeschichtewillkommen sein werden«

4) Literarifchen Besprechungen der vorzüglicherenEr-
scheinungen der deutschen Litteratur.

5) Wissenschaft für-V Leben, populäre Abhandlungen aus

allen Gebieten des Wissens, von den namhaftesten Autoren.

6) Lofe Blätter, einer Blüthenlese von kleineren anregenden
Notizeri und Lesefrüchtenvon Nah und Fern, aus Vergangen-
heit und Gegenwart

«

Dieser vielseitige, theils unterhaltende, theils belehrende Inhalt
macht das Sonntags-Blatt zu einer überall willkommenen Er-

änzungzu den politischenZeitungen und ermöglichtder niedriegeEbreisvon vierteljährlichnur 9 Sgr. Jedermann, selbst dein

weniger bemittelten, das Abonnement darauf, wozu es hiermit
bestens empfohlen sein möge.

Die Verlagshandlung von Franz Dunckcr in Berlin.

Der ,,Fortschrit—t«
Blatt für Stadt nnd Land

wird wie bisher auch im neuen Jahre in seinemStreben nach
einer den jetzigenZeitverhältnissenangemessenenpolitischenGe-

staltung des engern und weitern Vaterlandes beharreii und
dazu das Seine durch popiiläreLeitartikel, sowie durch eine

iibersichtlicheund wahrheitsgetreue Darstellung der wichtgsien
politischen-und sozialen Fragen beizutragen suchen, indem er

ein möglichsttreues Bild der Ge enwart besonders Denjeni-
gen zu geben sich bemüht, deren geitund Umstände es nicht
erlauben, größereZeitungen regelmäßig zu verfolgen. Wir
werden zu diesem Zwecke in der Zukunft auch ein Feuilleton
von auserwählten belehrenden und unterhaltenden Artikeln

beifügen.Der »Fortschriti«nimmt Theil an der Aufgabe
der liberalen Presse, dem Volke seine Lage klar zu machen
und ihm seine Rechte nnd Pflichten zum Bewußtsein zn brin-

get-» Um diese Aufgabe auch ferner freudig erfüllen zu kön-

nen, richten wir an alle Freunde der Sache des Volkes die

Bitte, uns in unserem Streben durch Verbreitung unseres
Vlattes, welches »beiallen kcnigL Postansialien nur 93X4Sgr.
kostet, zu nnterstntzen.

Jnserate sindeii bei billiger Preisbesxechnung die iveiteste
Verbreitung

Gubeir Die Redaktion.

Jm Verlage von Franz Duncker in Berlin ist
erschienenund durch alle Buchhandlungenzu beziehen:
Wiggers, Moritz, Der Vernichtungskampf wider

die Bauern in Mecklenburg. Zur Geschichtedes

Junierihums in Deutschland und zum Verständniß
seiner Politik. Eleg. geh. 10 Sgr.

—, Die Finanzverhältnisse des Großherzog-
thums Mecklenburg-Schwerin. Eleg.geh.1 Thlr.
Beide Schriften dürften gerade jetzt vor den Wahlen
zum NorddeutschenBunde ein willkommenes Material

zur Beurtheilung der mecklenburgischenVerhältnisse
bieten.

Bamberger, Alte Parteien und neue Zustände.
Geh. 5 Sgr. «

Lewes,[lGoethe’s
Leben. Kl.-Ausgabe, 2 Bde. geh.

2 T)r.
Palleske, Schiller’s Leben. Kl.-Ausg., 2 Bde. geh.

2 Thlr.

Die KönigsbergerNeue Zeitung
'

(Redakteur: B. Stein).
Die KönigsbergerNeue Zeitung wird in deui mit dein 1.Ja-

nuar d. J. beginnenden Quartale in vergrößertemFormat und

somit auch mit bedeutend vermehrtem Jnhalte erscheinen.
Die verantwortliche Redaktion des Blattes übernimmt mit

dem l. d. M. Herr B. Stein., früher Redakteur der Preußischs
Littauischen Zeitung; der bisherige Redakteur-, Herr A. Stobbe,
wird auch fernerhin für die Zeitung thätig sein.

Die Reduktion, auf dem Boden der vollendeten Thatsachen
stehend, erkennt es als ihre Hauptaufgabe an, die staatliche Ein-
heit Deutschlands und mit dieser zugleich die freiheitliche Ent-

wickelung des Vaterlandes auf allenGebieteii des öffentlichen
Lebens zu fördern-, beide Bestrebungen sind unzertrennlich von

einander. Preußen kann seine großeAufgabe, aus dem gegen-
wärtigen Chaos ein einheitliches Deutschland zu erschaffen, nur

lösen, »wenn es allen anderen deutschen Staaten auf der Bahn
des Fortschrittes vorangeht, und den durch preußischeWaffen er-

gbertlenßtVolksstänimendiese Eroberung zur Befreiung wer-

en a . .

Die Zeitung wird bemüht sein, durch ihren reichhaltigen Jn-
balt, auch auf dem Gebiete der merkantilen und gewerblichen
Interessen, sowie durch Mittheilungen aus der Provinz allen

Anforderungenso weit als möglich zu entsprechen Wichtige
Ereignissewerden wir telegraphisch, die Kammer-Verhandlungen
m der Regel am Tage darauf bringen.

Inferaie kosten pro Petitzeile 1 Sgr.
Bestellungen auf die

Zeitungfür
1 Thlr. 5 Sgr pro

Quartal nehmen sämmtlichePostärn er entgegen·
Die Erz-edition

Theater ain Montag.
Opernhaus: Der schwarzeDomino. (Frl. Des. Art6t).

-— Schauspielhaus: Freund und Feind. Spielt nicht
mit dem Feuer. — Friedrich-Wilhelmstadt: Flotte
Bursche. Die Selige an den Verstorbenen — Wallner:
Einer von uns’re Leut. Jm Wartesalon dritter Klasse. —-

Viktoria: Italien. Opernvorstellung. — Woltersdorff:
Teufelskrallen. — Kroll: Weihnachtsausstellung.Die Tan-
nenfee. — Vorstadt: Des GoldschmiedsRache.
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